N 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


e 


(Nr. 4599.) Statut für den Deichverband des Danziger Werders. Vom 12. Januar 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der 
am linken Ufer der Weichſel von Dirſchau bis Danzig belegenen Niederung 
Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung eines Deiches gegen die 
Ueberſchwemmungen der Weichſel zu einem Deichverbande zu vereinigen, un⸗ 
ter Reviſion der bisherigen Deichverfaſſung in dieſer Niederung, und nachdem 
die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen 
Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 
1848. HH. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1848. S. 54. ff.) die 
Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Deich verband des Danziger Werders“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


$. 1. 

In der am linken Weichſelufer von Dirſchau bis Danzig ſich erſtrecken⸗ 
den Niederung werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudei⸗ 
chenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von drei 
und zwanzig Fuß am Dirſchauer Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤr⸗ 
den, zu einem Deichverbande vereinigt. b 

Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Stadt- und Kreisgerichte 
zu Danzig. 5 


§. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich, deſſen 
Jahrgang 1857. (Nr. 4599.) 9 Hoͤhe 


Ausgegeben zu Berlin den 13, Februar 1857. 


— 66 — 


Hoͤhe einem Waſſerſtande von ein und dreißig Fuß am Pegel zu Dirſchau 
entſprechen muß, von der Hoͤhe bei Dirſchau ab bis Danzig in bisheriger Rich⸗ 
tung in denjenigen durch die Staatsverwaltungs⸗ Behörden feſtzuſtellenden Ab⸗ 
meffungen anzulegen und zu unterhalten, welche erforderlich find, um die Grund⸗ 
ſtucke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch den höchiten Waſſerſtand 
zu ſichern. Die Verlegung des Deiches auf einzelne gefährliche Punkte kön⸗ 
nen die Staatsverwaltungs⸗Behoͤrden nach Anhörung des Deichamtes anord⸗ 
nen, wenn dieſe Maaßregel zur Sicherung der Niederung nothwendig iſt, oder 
die Erhaltung des Deiches in der bisherigen Lage unverhaͤltnißmaͤßige Koſten 
verurſachen wuͤrde. f 


Wenn zur Unterhaltung des Deiches eine Uferdeckung oder die Koupirung 
von Seitenftrdmungen im Vorlande nöthig wird, fo hat der Deichverband die⸗ 
ſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete. 


H. 3. 


Die Anlegung und Unterhaltung der Binnenverwallungen, Quelldaͤmme, 
ſowie der natürlichen und kuͤnſtlichen Waſſergaͤnge, Schöpfwerke und ſonſtigen 
Anſtalten, welche zur Abwehr oder zur Abfuͤhrung des den Grundſtuͤcken der 
Niederung ſchaͤdlichen Binnenwaſſers dienen, einſchließlich der im Weichſeldeich 
belegenen oder ſonſt vorhandenen Auslaßſchleuſen, namentlich der Ruͤckforter 
155 bleibt vorläufig von denjenigen zu bewirken, welchen dieſelbe bis⸗ 

er oblag. 


Die bei den Binnenverwallungen und Entwaͤſſerungsanlagen angeſtellten 
Beamten (Dammverwalter, Schlickgeſchworenen) treten unter die Oberaufſicht 


des Deichhauptmanns und des Deichinſpektors, welcher letztere die Schau der 
Hauptwaſſergaͤnge in der Regel zweimal jährlich ſelbſt abhalten muß. 


Es iſt indeſſen die Aufſtellung eines Planes zur Verbeſſerung und Ver⸗ 
vollſtaͤndigung dieſer Anlagen, ſoweit ſie zum Vortheile mehrerer Grundbe— 
ſitzer gereichen, im Werke. Dieſer Plan iſt nach Anhoͤrung des Deichamtes, 
der einzelnen betheiligten Entwaͤſſerungsgenoſſenſchaften und der Regierung von 
dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſtellen und 
demnaͤchſt nach Anordnung der Regierung auszufuͤhren. Die Koſten der Aus⸗ 
fuͤhrung des Planes und der Anterhaleung der Binnenverwallungen und ſonſti⸗ 
gen Entwaͤſſerungsanſtalten ſollen alsdann von denjenigen getragen werden, 
welche nach ſachverſtaͤndigem Gutachten Vortheil davon haben. Demgemaͤß 
übernimmt der geſammte Deichverband diejenigen Anlagen, welche der ganzen 
Niederung nuͤtzlich ſind, und bringt die Koſten derſelben nach dem Maaßſtabe 
des Deichkataſters auf. Diejenigen Anlagen aber, welche nur einzelnen Bin⸗ 
nenrevieren nützen, find von den Grundbeſitzern dieſer Reviere auszuführen 
und zu unterhalten, und zwar vorlaͤufig ebenfalls nach dem Maaßſtabe des 
Deichkataſters, jedoch nur ſo lange, als nicht ein anderer Beitragsfuß zwiſchen 
ihnen vereinbart oder im Wege des Reklamationsverfahrens feſtgeſtellt iſt. 


Der 


Der Schutz der Außendeiche gegen das Sommerhochwaſſer und die Be⸗ 
freiung derſelben von ſchadlicher Naͤſſe liegt den dabei Betheiligten (den 
Außenrevieren) nach der naͤheren Anordnung der Regierung nach denſelben 
Grundſaͤtzen ob, welche in Betreff der zur Erreichung jener Zwecke nöthigen 


Anlagen im Binnenlande zur Geltung kommen werden. 


Die Binnen- und Außen-Reviere, welche demgemaͤß entſtehen werden, 
verwalten ihre beſonderen Angelegenheiten ſelbſt durch einen Vorſteher, welchem 
je nach der Größe des Reviers noch eine Anzahl von Geſchworenen nach der 
näheren Beſtimmung der Regierung zugeordnet werden. 


Der Vorſteher und die Geſchworenen werden in jedem Revier von den 
betheiligten Grundbeſitzern dem Deichamte vorgeſchlagen, von dem letzteren er⸗ 
wählt und vom Deichhauptmann beſtaͤtigt. i 


Eine Inſtruktion für die Wahl und Verwaltung kann die Regierung 
unter Reviſion der beſtehenden Schlickordnungen nach Anhoͤrung der Intereſſen⸗ 
ten ertheilen. Die Verwaltung unterliegt aber der Oberaufſicht des Deich⸗ 
hauptmanns und des Deichinſpektors, welche dahin zu wirken haben, daß die 
Anlagen in gutem Stande erhalten werden, und daß nicht ein Revier durch 
Maaßregeln des andern Reviers in Nachtheil verſetzt wird. 


H. 4. 


Das Waſſer der gemeinſchaftlichen Graͤben darf ohne widerrufliche Ge⸗ 
nehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch 
abgeleitet werden. Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, 
die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die gemeinſchaft⸗ 
lichen Graͤben zu verlangen. Die Zuleitung muß aber nach der von dem Deich⸗ 
hauptmann einzuholenden Vorſchrift geſchehen. . 


H. 3. 


Der Deichverband hat zur Abfuͤhrung des in Folge eines Deichbruchs 
in die Niederung getretenen Ueberſchwemmungswaſſers der Weichſel den Deich 
an der durch Unſere Order vom 11. Mai 1842. beſtimmten Durchſtichsſtelle 
zu durchſtechen und demnaͤchſt wieder aufzufuͤhren. In demſelben Fall ſind 
auch die Binnenwaͤlle abzuwerfen, fo weit das nöthig iſt, um dem Ueberſchwem⸗ 
mungswaſſer den Weg zu dem gemeinſamen Ausfalle und den Auslaßſchleu⸗ 
fen zu öffnen. Das Abwerfen und das ſpaͤtere Verſchließen der Binnenwaͤlle 
haben diejenigen Entwaͤſſerungsgenoſſenſchaften zu bewirken, denen die Unter⸗ 
haltung dieſer Binnenwaͤlle obliegt. 

5 Die Durchſtechung und ſpaͤtere Herſtellung des Hauptdeiches und der 
Binnenwaͤlle iſt von dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, noͤthigen⸗ 
falls von der Regierung, anzuordnen. f 

(Nr, 4599.) 9” $. 6. 


Der Deichverband hat die auf dem Deiche oder dem Deichgebiete erforder⸗ 
lichen Wege und Bruͤcken — mit Ausnahme derjenigen Bruͤcken, welche in Folge 
der Durchfuͤhrung von Entwaͤſſerungsgaͤngen durch den Deich oder durch das 
Deichgebiet nothwendig ſind, und deren Koſten daher von der betreffenden Ent⸗ 
waͤſſerungsgenoſſenſchaft getragen werden muͤſſen — anzulegen und zu unter⸗ 
halten. Ausgeſchloſſen von dieſer Verpflichtung bleibt der Weg auf dem Deiche 
von Danzig bis zur Bohnſacker Fahre, fo lange der Staat von feiner Befug⸗ 
niß, auf dieſer Strecke eine Chauſſee zu unterhalten, Gebrauch macht. — Die 
Unterhaltung der öffentlichen Wege im Binnenlande des Deichverbandes ver— 
bleibt zwar den bisher dazu Verpflichteten, jedoch iſt die Deichverwaltung ge— 
halten, darauf zu ſehen, daß die Wege im Werder ſtets in gutem Stande ge- 
halten werden, und namentlich iſt der Deichhauptmann berechtigt, als ſteter 
beſonderer Beauftragter der Ortspolizeibehoͤrde fuͤr dieſen Zweck, die Verpflich⸗ 
teten zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten. f N 


Auch iſt das Deichamt befugt und auf Anordnung der Aufſichtsbehoͤrde 
verpflichtet, den Ausbau und die Unterhaltung der Hauptwege im Bereiche des 
Deichverbandes durch die Beamten des Verbandes für Rechnung der Wege⸗ 
baupflichtigen bewirken zu laſſen, wenn letztere in den einzelnen Ortſchaften 
durch Majoritaͤt beſchließen, ſtatt der bisherigen Naturalleiſtungen zum Wege⸗ 
592 9 Geldumlage einzuführen und deren Verwendung dem Deichamte zu 

ertragen. 


§. 7. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden in der Regel nicht durch Na⸗ 
turalleiſtung der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus 
der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. Wenn jedoch nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen 
des Deichhauptmanns die Arbeiten fuͤr Geld nicht mit der nothwendigen Schleu⸗ 
nigkeit oder nur mit erheblich größeren Koſten beſchafft werden koͤnnen, find 
die Deichbeamten befugt, auch Naturalleiſtungen zu dieſen Arbeiten zu verlan⸗ 
gen. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Deich- 
beamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes etwa 
aufgenommenen Schulden haben die Heichgenoſßen nach dem von der Regierung 
in Danzig auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. Als Beitragsfuß zur 
Vertheilung der Deichlaſten iſt fuͤr jetzt nur die Flaͤchengroͤße der durch den 
Weichſeldeich geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke, Hof- und Bauſtellen an⸗ 
genommen. Ein Entwurf des Deichkataſters iſt danach aufgeſtellt; nach dem⸗ 
ſelben werden die Leiſtungen der Intereſſenten bis zur definitiven Feſtſtellung 
des Deichkataſters vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung berechnet. Eine Er⸗ 
ganzung des Kataſterentwurfs durch Klaſſifikation der Grundſtuͤcke ung 1 

g aͤltni 
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haͤltniß des abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils ift aber 
bereits im Werke. Sobald das Kataſter demgemaͤß vervollſtaͤndigt iſt, ſoll der 
Entwurf Behufs der Feſtſtellung dem Deichamte vollſtaͤndig, den einzelnen Ge⸗ 
meindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Guͤter, welche zu keiner Ortsgemeinde 
gehoͤren, im Auszuge mitgetheilt und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchent⸗ 
liche Friſt bekannt gemacht werden, innerhalb welcher das Kataſter bei den 
Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dage— 
gen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 


Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden, welche 
auch gegen die Zahl und das Verhaͤltniß der Klaſſen gerichtet werden koͤnnen, 
von dem Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Abgeord⸗ 
neten des Deichamtes und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterſucht. Dieſe 
Sachverſtaͤndigen, und zwar Hinſichts der Vermeſſung und des Nivellements 
ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſicht— 
lich der ökonomiſchen Fragen zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei 
Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndi⸗ 
ger beigeordnet werden kann, werden von der Regierung ernannt. Mit dem 
Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, namlich die Beſchwerde— 
fuͤhrer einerſeits und der Abgeordnete des Deichamtes andererſeits, bekannt ge⸗ 
macht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird der Entwurf des Deichkataſters demgemaͤß berichtigt. 
Anderenfalls werden die Akten der Regierung zur Entſcheidung uͤber die Be⸗ 

ſchwerden eingereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. b 


Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe 
von der Regierung auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


Daſſelbe Verfahren findet in Betreff der Erörterung von Beſchwerden 
gegen die Heranziehung zu dem Bau oder der Unterhaltung der im $. 3. er⸗ 
wähnten Verwallungen und Entwaͤſſerungswerke innerhalb der zu bildenden 
Binnen und Außen⸗Reviere ſtatt, nachdem die Spezialkataſter zur Vertheilung 
1 A, für dieſe Reviere von dem Kommiffarius der Regierung aufge 

ellt ſind. 


Die Koſten der Vermeſſung der im Inundationsgebiete gelegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke werden von jedem Grundbeſitzer für ſich, alle übrigen zur An fertigung 
des Deichkataſters nebſt der Deichrolle erforderlichen Koſten aber vom Deich⸗ 
verbande getragen. 


Durch die Beſtimmungen dieſes Statuts wird uͤbrigens den Anſpruͤchen 
nicht vorgegriffen, welche namentlich die Pfarren, Kirchen, Kirchendiener- und 
Schul⸗Stellen des Deichverbandes auf Grund ſpezieller Rechtstitel nach $. 17. 
des 1 vom 28. Januar 1848. wegen Uebertragung ihrer Leiſtungen oder 
Schadloshaltung durch die Deichgenoſſen oder durch dritke Perſonen zu erheben 

(Ir. 4599.) fuͤr 
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fur befugt erachtet werden möchten, vielmehr bleibt die rechtliche Bedeutung 


dieſer Anſpruͤche völlig unangetaſtet und fir die Erledigung derſelben der Weg 
beſonderer Verhandlung vorbehalten. 


H. 8. 


Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Anlagen, welche 
vom ganzen Deichverbande ausgefuͤhrt werden muͤſſen, wird fuͤr jetzt auf jaͤhr⸗ 
lich zehn Silbergroſchen für den Normalmorgen Preußiſch oder Magdeburger 
Maaß feſtgeſetzt. Derſelbe ſoll auch, ſoweit die laufenden Beduͤrfniſſe des 
Verbandes es geſtatten, zur Anſammlung eines Reſervefonds bis zur Hoͤhe von 
funfzigtauſend Thalern benutzt werden. Wegen der Hoͤhe der Beitraͤge zu den 
Koſten ſolcher im H. 3. bezeichneten Anlagen, deren Herſtellung und Unterhal⸗ 
tung nur einem Theile der Deichgenoſſen (einem Binnen- oder Außen⸗Reviere) 
obliegt, wird die nähere Beſtimmung Seitens der Regierung ergehen, ſobald 
der neue Meliorationsplan ins Leben tritt. 


H. 9. 


Die Beiträge und Leiſtungen jeder Art werden von der Deichverwaltung 
ortſchaftsweiſe vertheilt und durch die Ortsbehoͤrden gemaͤß des Kataſters auf 
die einzelnen betheiligten Grundbeſitzer weiter vertheilt und eingezogen. Die 
betheiligten Grundbeſitzer jeder Ortſchaft ſind bei Vermeidung der adminiſtra⸗ 
tiven Exekution gehalten, die gewoͤhnlichen baaren Geldbeitraͤge in halbjaͤhrigen 
Terminen, am 15. Januar und 15. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Orts⸗ 
kaſſe abzufuͤhren. Der von der Deichverwaltung ausgeſchriebene gewoͤhnliche 
Geſammtbeitrag jeder Ortſchaft iſt demnaͤchſt in voller Summe von den Orts⸗ 
Behörden ebenfalls in halbjährigen Terminen, am 1. Februar und 1. Auguſt, 
bei Vermeidung der adminiftrativen Exekution unaufgefordert zur Kaſſe des 
Verbandes einzuzahlen. Ebenſo müffen die außerordentlichen Beiträge in den 
durch das amtliche Ausſchreiben beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. 


H. 10. 


Die jetzt beſtehenden Vorſchriften uͤber die Handhabung des Hochwaſſer⸗ 
und Eiswach-Dienſtes und uͤber die Vertheidigung des Deiches, ferner uͤber 
die Weidenpflanzungen im Binnenlande und laͤngs der zu Wegen einzurichten⸗ 
den Deichbankette, ingleichen die Strafbeſtimmungen, welche den Schutz der 
Deiche oder anderer Meliorationsanlagen, oder die Verhuͤtung von Uebertre⸗ 
tungen bei den Deichwachen, bei den Deich- und MWafferbauten und in Schlick⸗ 
Angelegenheiten betreffen, insbeſondere auch die Dienſtanweiſungen fuͤr die Deich⸗ 
Geſchworenen und für die Regenten der Wachbuden bleiben, ſoweit ihnen die 
neueren Geſetze und der Inhalt dieſes Statuts in Verbindung mit den allge⸗ 


meinen 
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meinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. Novem⸗ 
ber 1853. nicht widerſprechen, bis zu ihrer Reviſion in Kraft (ofr. die Dienſt⸗ 
Anweiſung für die Niederungsbewohner vom 25. Januar 1830.) 

Die erforderlichen Waͤchter bei Hochwaſſer und Eisgang ſind daher vom 
Deichhauptmann bis zum Exlaſſe einer abaͤndernden Vorſchrift der Regierung 
aus den deichpflichtigen Ortſchaften aufzubieten. 


$ 11. 


Die nach H. 10. zum Waſſer⸗ oder Eiswach⸗Dienſt herangezogenen Deich- 
genoſſen erhalten dafuͤr eine Entſchaͤdigung aus der Deichkaſſe, deren Betrag 
ſie in dem naͤchſten Termine zur Einzahlung von Deichkaſſenbeitraͤgen in An⸗ 
rechnung bringen koͤnnen. | 


Die Entſchaͤdigung wird für jetzt fo berechnet, daß 

a) der vier und zwanzigſtuͤndige Dienft eines Waͤchters zu einem Werthe 
von funfzehn Silbergroſchen, 

b) eine Fuhre Miſt zu Einem Thaler, 

c) eine zwei⸗ reſp. vierfpännige Fuhre in vier und zwanzigſtuͤndigem Dienſt 
Ein Thaler funfzehn Silbergroſchen und zwei Thaler, 

d) ein reitender Bote in vier und zwanzigſtuͤndigem Dienſt zu fuͤnf und 
zwanzig Silbergroſchen, \ 

e) ein Schock Stroh zu fünf Thaler 

angenommen wird. 

Dem Deichamte ſteht es zu, dieſe Saͤtze mit Genehmigung der Regie⸗ 


rung abzuaͤndern, wenn der gemeine örtliche Preis der genannten Leiſtungen 
erheblich davon abweichen ſollte. 


H. 12. 


Das Eigenthum und die Nutzung der ſchon beſtehenden Deiche, deren 
Unterhaltung der Deichverband uͤbernimmt, und des vorhandenen Deichgebiets 
(der im Außen⸗ und Binnen⸗Lande längs dem Weichſeldeiche belegenen Quel- 
Iungsländereien) gehen, ebenſo wie alle Rechte der bis jetzt zur Unterhaltung 
des Weichſeldeiches von Dirſchau bis Danzig beſtandenen Deichgenoſſenſchaften, 
auf den Deichverband uͤber. Auch ſoll die Erde zu den Deicharbeiten aus 
dem Vorlande auch fernerhin unentgeltlich gegeben werden, ſoweit dies bisher 
geſchehen mußte. 


$. 13. 


An den Stellen, wo ein Deichgebiet in genügender Breite nicht vorhan⸗ 
(Fr. 4599.) g den 


a 


den ift, kann der Deichverband das Eigenthum eines ſolchen, und zwar land⸗ 
und waſſerſeitig, in der nach fachverftändigem Ermeſſen erforderlichen Breite 
erwerben. Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtuͤcke und Vorlaͤnder find 
in dieſem Fall verpflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Ver⸗ 
bande den erforderlichen Grund und Boden in derſelben Weiſe, wie zu den 
übrigen Schutz- und Meliorations⸗Anlagen, gegen Vergütung abzutreten. Ebenſo 
muͤſſen die vorhandenen Wachbuden, die nicht ſchon Eigenthum der fruͤheren 
Deichgenoſſenſchaften geweſen ſind, dem Deichverbande auf Erfordern des Deich⸗ 
hauptmanns zum Eigenthum gegen Entſchaͤdigung uͤberlaſſen werden. 


F. 14. | 


Die Stelle des Deichhauptmanns kann mit der des Deichinſpektors ver⸗ 


bunden werden. i 


$. 15. 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 


zwölf feſtgeſetzt. 


Behufs der Wahl der Repraͤſentanten wird die zum Deichverbande ge⸗ 
hoͤrende Niederung in ſechs Bezirke eingetheilt, und zwar bilden: 


den erſten Bezirk 


die Ortſchaften: Dirſchau, Stangenberg, Lunau, Groß- und Klein⸗ 


Czattkau, Guettland, Kriefkohl, Oſterwick, Muͤhlbanz, Schoͤnwarling, 
Roſenberg, Langenau und die Niederungsgrundſtuͤcke des Koͤniglichen 
Domainenfiskus bei Muͤhlbanz; f 

den zweiten Bezirk \ 


die Ortſchaften: Stuͤblau, Gemmlitz, Woſſitz, Zugdam, Herrengrebin, 
Prauſt, Ruſſoezyn, Gr. Suckezyn, Zipplau, das Woſſitzer Herrenland, 
das Bodenbruch, das Trutenauer Herrenland und der Grebiner Wald 
mit dem Unterfoͤrſter⸗Dienſtlande; 


den dritten Bezirk 75 


die Ortſchaften: Langfelde, Letzkau, Kaͤſemark, Groß⸗Zuͤnder, Trutenauu 


und Grebiner Feld; 
den vierten Bezirk 


die Ortſchaften: Schmeerblock, Schoͤnrohr, Klein-Zuͤnder, Herzberg, 
Schoͤnau, Sperlingsdorf, Landau, Vorwerk und Dorf Moͤnchen⸗Gre⸗ 
bin, Roſtau, die Woyanower Viertel und Giſchkau; 


den fuͤnften Bezirk n 
die Ortſchaften: Breitfelde, Weßlinken, Reichenberg, Vorwerk 55 
> „ Don 


1 un | 
Dorf Quadendorf, Neunhuben, Hochzeit, Scharfenberg, Gottswalde 
und Wotzklaff; 


den ſechſten Bezirk X 


die Ortſchaften: Groß- und Klein Plehnendorf, Neuendorf, Groß- und 
Klein⸗Walddorf mit den recht- und altſtaͤdtiſchen Fleiſcherwieſen, Sand: 
weg, Ohra, Guteherberge, Kemnade, Nobel, Muͤggenhall, Krampitz 
und Naſſenhuben. a 


Sollten ſich nachtraͤglich noch deichpflichtige Grundſtuͤcke in anderen Ort⸗ 
ſchaften ermitteln, ſo hat die Regierung zu beſtimmen, welchem Bezirke dieſel— 
ben zuzuſchlagen ſind. 


Jeder dieſer Bezirke waͤhlt zwei Repraͤſentanten und eine gleiche Anzahl 
von Stellvertretern auf ſechs Jahre. — Alle drei Jahre ſcheidet einer der bei— 
den Repraͤſentanten jedes Bezirks und ſein Stellvertreter aus und wird durch 
Neuwahl erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. 


Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Waͤhlbar iſt jeder 
großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht 
durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat, nicht Unterbeamter des Verbandes iſt 
und ein zum Deichverbande gehoͤriges, nicht unter dreißig Morgen Preußiſch 
großes Grundſtuͤck mindeſtens drei Jahre lang ununterbrochen beſitzt. Die Be⸗ 
ſitzzeit von Vater und Sohn wird hierbei zuſammengerechnet. 


Auch die Paͤchter der Koͤniglichen Domainen, zu welchen die deichpflich⸗ 
tigen fiskaliſchen Laͤndereien gehören, find waͤhlbar. Der Magiſtrat von Dan⸗ 
zig kann, wenn die Wahl auf ihn faͤllt, ſich durch einen Bevollmaͤchtigten im 
Deichamte vertreten laſſen. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die 
Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 


H. 16. 


„Die Wahl der Repraͤſentanten und der Stellvertreter erfolgt in jedem 
Deichbezirk durch Wahlmaͤnner, welche dieſelben Eigenſchaften, wie die Repraͤs⸗ 
ſentanten (F. 15.) haben muͤſſen. 


In jedem Deichbezirk werden zwanzig Wahlmaͤnner gewählt; der Land⸗ 
rath des Danziger Kreiſes beſtimmt nach Maaßgabe der Normalmorgen jedes 
Orts, wie viel von jenen zwanzig Wahlmaͤnnern jede Gemeinde oder jedes zu 
keinem Gemeindeverbande gehörige Gut zu wählen hat. Ortſchaften, welche 
einen zu geringen deichpflichtigen Hufenſtand haben, um allein auf die Wahl 
eines Wahlmanns Anſpruch machen zu koͤnnen, werden mit benachbarten Ort⸗ 
ſchaften Behufs der gemeinſchaftlichen Wahl zuſammengelegt. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4599) 10 Die 
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Die Wahl geſchieht in jedem Wahlbezirk durch die Deichgenoſſen in der 9 
. fuͤr Ortswahlen vorgeſchriebenen Form, in Dorfgemeinden alfo in der Form 
855 5 der Gemeindewahlen, in den zu keinem Gemeindeverbande gehoͤrigen Guͤtern 


durch die Gutsherrſchaft. 


He. 


Die Wahl der Repraͤſentanten in jedem Deichbezirk leitet der Landrath 
des Danziger Kreiſes. Derſelbe kann ſich hierin durch einen von ihm erwaͤhl⸗ 
ten Wahlkommiſſarius vertreten laſſen. Die Prüfung der Wahlen ſteht dem 
Deich amte zu. 9 


H. 18. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
5 Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der. Repraͤſentant 
Kr: während: feiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, 
f f oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 


§. 19. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 

5 vom 14. November 1853. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 

. ſollen für den Deichverband des Danziger Werders Gültigkeit haben, ſoweit 

N ſie in Vorſtehendem nicht abgeaͤndert ſind. 
1 


H. 20, 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes- 
herrlicher Genehmigung erfolgen. i 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ | 
tem Königlichen Inſiegel. 


N Gegeben Charlottenburg, den 12. Januar 1857. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm 


} 


v. d. Heydt. Simons. v. Manteuffel II. | 


(Nr. 4600) 


N 


— 8 


(Nr. 4600.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 18. Januar 1857., betreffend einige Modifikationen 


des Organiſationsreglements fuͤr das Perſonal der Marine (Geſetz-Samm⸗ 
lung fuͤr 1854. S. 381. ff.). 5 


Alf den Bericht der Admiralitaͤt vom 6. Januar d. J. will Ich nachſtehende 
Modifikationen des von Mir unterm 7. Juli 1854. beſtaͤtigten Organiſations⸗ 
Reglements fuͤr das Perſonal der Marine genehmigen: 


1) daß, ſoweit das gedachte Reglement die Eintheilung des Matroſen- und 
Werft⸗Korps in Kompagnien feſtſetzt, dieſe Beſtimmungen außer Kraft 
treten und dagegen fuͤr jede Marineſtation eine Matroſen⸗Diviſion, zu 

welcher ſaͤmmtliche Matroſen, eine Schiffsjungen⸗Diviſton, zu welcher 
ſaͤmmtliche Schiffsjungen, und eine Werft-Divifion, zu welcher das ſaͤmmt⸗ 
liche Handwerker- und Maſchiniſten⸗Perſonal gehören, beſtehen ſoll; 

2) daß die im $. 88. Pass. b. und c. und F. 90. deſſelben Reglements 
enthaltenen Beſtimmungen außer Kraft treten, wobei Ich gleichzeitig ge⸗ 
nehmige, daß zur Beſetzung der vorhandenen Stellen bei der Marine 
Stabswacht uͤberzaͤhlige Sergeanten des Seebataillons für den Fall ge⸗ 
fuͤhrt werden koͤnnen, daß ſich geeignete Individuen fuͤr jene ſonſt nicht 
in hinreichender Anzahl finden, und dieſe zur Marine⸗Stabswacht unter 
Anlegung deren Uniform abkommandirt werden duͤrfen. 

Dieſe Order iſt durch die Geſetz-Sammlung zu publiziren. 


Berlin, den 18. Januar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. 


An die Admiralitaͤt. 


(Nr, 4601.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Januar 1857., betreffend die Verleihung der 


fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde—⸗ 
Chauſſee von Soͤmmerda uͤber Schallenburg bis zur Landesgrenze in der 
Richtung auf Erfurt. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Sömmerda über Schallenburg bis zur Landesgrenze in 
der Richtung auf Erfurt genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das 
Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Ma⸗ 
terialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 

(Nr. 46004602.) ten, 


Ba 


N 
meinden Soͤmmerda und Schallenburg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 


mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 


geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die ö 


Befreiungen, fowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. a f 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 21. Januar 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 


und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4602.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 21. Januar 1857. erfolgte Aller: 
höchfte Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter dem Nas 
men: „Stettiner Dampfmuͤhlen-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil zu 
Stettin. Vom 29. Januar 1857. 


De Könige Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen: „Stettiner Dampfmuͤhlen-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil zu Stet⸗ 
tin zu genehmigen und deren mittelſt notariellen Akts vom 2. Dezember 1856. 
feſtgeſtellte Statuten durch den Allerhoͤchſten Erlaß vom 21. Januar d. J., 
welcher nebſt den Statuten durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. N 
Dies wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 29. Januar 1857. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
i v. d. Heydt. f 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


ten, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den Ge 


